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DienstnehmerInnen/DienstgeberInnen) als auch durch Einsparungen bei den Transferleistun-

gen aus der Arbeitslosenversicherung. Auch hier wurde im AK-Modell mit vorsichtigen Annah-

men operiert, indem nur bei einem Drittel der künftig in der Kinderbetreuung Beschäftigten der 

Bezug eines solchen Transfers angenommen wurde.

Entsprechend der drei unterschiedlichen Szenarien bei der Beschäftigung ergeben sich auch 

für die fiskalischen Effekte drei unterschiedliche Varianten.

Konkret wurde für die vorliegende Modellrechnung an den oben genannten Defiziten in der 

Kinderbetreuung angesetzt. Vorgesehen ist, für alle drei Bereiche – Angebot, Öffnungszeiten 

und Qualität – entsprechende Maßnahmen zu setzen. Mit der hier zugrunde gelegten Finan-

zierung könnten zum Jahr 2018 

a)	 35.000 zusätzliche Betreuungsplätze für Kleinkinder geschaffen werden, 

b)	 die Öffnungszeiten bei 70.000 bestehenden Plätzen verbessert werden und 

c)	 für alle Kleinkindgruppen zumindest halbtags eine zusätzliche Pädagogin bzw. ein 

zusätzlicher Pädagoge zur Verfügung gestellt werden.

Dies würde eine deutliche Verbesserung der Betreuungsqualität darstellen.

Dabei wird davon ausgegangen, dass der Ausbau etappenweise erfolgt: Die Verlängerung der 

Öffnungszeiten und die Verbesserung der Qualität können bereits im ersten Jahr in Angriff 

genommen werden. Für die zusätzlichen Betreuungsplätze braucht es Vorlaufzeiten, um die 

notwendige Infrastruktur herzustellen, daher wurden diese erst ab dem zweiten Jahr kalkuliert.

Vorgeschlagen wird, seitens des Bundesbudgets in den nächsten vier Jahren jährlich durch-

schnittlich rund 100 Mio. in den Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen zu investieren. 

Dieser Betrag muss von den Ländern und Gemeinden in gleicher Höhe kofinanziert werden. 

Sie haben auch – entsprechend ihrer Kompetenz – die laufenden Kosten zu tragen. Diese 

Logik entspricht auch der derzeit noch laufenden 15a-Vereinbarung zwischen Bund und Län-

dern zum Ausbau der Kinderbetreuung.

Wie Tabelle 1 und Grafik 2 zeigen, entwickeln sich die Bruttokosten (= Gesamtkosten ohne 

Rückflüsse) mit den jeweiligen Ausbauetappen. Ab dem zweiten Jahr steigen sie deutlich an, 

weil die Baukosten schlagend werden. Die Spitze der Bruttokosten wird im Jahr 2017 erreicht 

und beträgt unabhängig vom Szenario 591 Mio. Euro. Ab 2018 fallen sie deutlich ab, weil  

die Bauinvestitionen zur Gänze getätigt sind und nur mehr Personal- und Schulungskosten 

anfallen.

Je nachdem, welche wirtschaftliche Entwicklung bzw. indirekten Beschäftigungseffekte unter-

stellt werden, ergeben sich unterschiedlich hohe Nettokosten (= Gesamtkosten abzüglich 

Rückflüsse). Sie erreichen 2016 das höchste Ausmaß und betragen je nach Szenario zwi-

schen 61 und 148 Mio. Euro. Nach dem Ende der Bauinvestitionen 2018 übersteigen schließ-

lich die Einnahmen aus der zusätzlichen Beschäftigung und den Einsparungen bei der Ar-

beitslosenversicherung die Ausgaben. Damit drehen die Nettokosten ab 2018 ins „Plus“, d. h. 

die Rückflüsse bzw. Minderausgaben übersteigen ab diesem Zeitpunkt die anfallenden (lau-

fenden) Kosten. Auch im schlechtesten wirtschaftlichen Szenario ergibt sich in ein Plus für die 

öffentliche Hand von 14 Mio. Euro pro Jahr. Bei etwas positiveren Annahmen im mittleren 
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